
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Suchtmittel
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Gesellschaftliche Debatte
Datum 01.01.1965 - 01.01.2022

01.01.65 - 01.01.22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne
Schneuwly, Joëlle

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Schneuwly, Joëlle 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Suchtmittel, Gesellschaftliche Debatte, 1989 - 2020. Bern: Année Politique Suisse,
Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen
am 23.04.2024.

01.01.65 - 01.01.22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Sozialpolitik
1Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

1Suchtmittel

01.01.65 - 01.01.22 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
WHO World Health Organization
FMH Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte
BLV Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
BetmG Bundesgesetz über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe

(Betäubungsmittelgesetz)

DFJP Département fédéral de justice et police
DFI Département fédéral de l'intérieur
OMS Organisation mondiale de la Santé
FMH Fédération des médecins suisses
OSAV Office fédéral de la sécurité alimentaire et des affaires vétérinaires
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur

les stupéfiants)

01.01.65 - 01.01.22 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Zur Weihnachtszeit 2019 machte ein Grundlagenpapier des BLV in den Medien von sich
Reden, in dem Massnahmen präsentiert wurden, wie der Zuckerkonsum gesenkt
werden könne. Gemäss offiziellen Empfehlungen sollte man täglich maximal 50 Gramm
Zucker essen, Herr und Frau Schweizer nehmen allerdings durchschnittlich 110 Gramm
pro Tag zu sich. Expertinnen und Experten waren sich einig, dass dies mit negativen
Folgen wie Übergewicht, Diabetes Typ 2 und Herz-Kreislauferkrankungen einhergehe.
Das Problem bestehe oftmals darin, dass sich die Konsumentinnen und Konsumenten
nicht darüber im Klaren seien, wie viel Zucker tatsächlich in ihren Esswaren stecke, so
die durch die Medien befragten Fachpersonen. Das habe unter anderem damit zu tun,
dass der Zucker nicht immer klar deklariert werde. Es gebe Produkte, die mit dem
Begriff «zuckerfrei» angepriesen würden. In Tat und Wahrheit würden sie aber oftmals
Zuckeralkohole beinhalten, die nicht als Zucker angegeben werden müssten. Zudem
gebe es neben dem bekannten Haushaltszucker weitere Zuckerarten wie Fructose,
Lactose und Maltose, die sich in verschiedenen Produkten versteckten. Um der
Problematik zu begegnen, wurden in der Vergangenheit von verschiedenen Seiten
Vorschläge eingebracht. Dazu zählten die Forderung nach einer Zuckersteuer, die vom
Kanton Neuenburg als Standesinitiative eingereicht worden war, jedoch im
eidgenössischen Parlament scheiterte, oder auch das Label «Pace», mit welchem den
Konsumentinnen und Konsumenten aufgezeigt wird, wie lange man rennen muss, um
die konsumierten Kalorien zu verbrennen. Bislang wurde auf Freiwilligkeit gesetzt. 14
Schweizer Lebensmittelproduzenten hatten in diesem Rahmen die Vereinbarung
getroffen, den Zuckergehalt in ihren Lebensmitteln zu reduzieren. Davon betroffen
waren zum Beispiel Joghurt und Cerealien. Neu arbeiten die beiden Unternehmen
Danone und Nestlé mit einem Ampelsystem namens Nutri-Score. Dieses zeigt mittels
fünf Farben den Zucker-, Salz- und Fettgehalt im Vergleich zu beispielsweise
Ballaststoffen an. Nestlé plant, innerhalb zweier Jahren alle ihre Produkte damit zu
versehen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Suchtmittel

In der anschliessenden Vernehmlassung in den Kantonen zeigte sich, dass der
traditionelle «Röstigraben» nun auch von einen «Haschischgraben» überlagert wird.
Während sich die deutschsprachigen Kantone – zum Teil zwar mit gewissen
Vorbehalten in bezug auf die Straffreiheit beim Konsum von «harten» Drogen,
vereinzelt aber auch mit weitergehenden Empfehlungen, z.B. der Abgabe von Heroin an
Süchtige – für die im Drogenbericht enthaltenen Vorschläge aussprachen, lehnten die
welschen Kantone und der Tessin jegliche Straffreiheit kategorisch ab. Interessant war
dabei die Haltung der Zürcher Kantonsregierung, die sich für eine Liberalisierung bei
den «weichen» Drogen aussprach, den Handel und Konsum von «harten» Drogen aber
weiterhin unter Strafe stellen möchte und die Abgabe von Heroin an Süchtige ablehnte.
Sie stellte sich damit in einen gewissen Widerspruch zum Zürcher Kantonsrat, der im
September die Regierung aufgefordert hatte, eine Standesinitiative einzureichen,
welche eine Liberalisierung des Betäubungsmittelgesetzes in dem Sinne verlangen
sollte, dass der Handel und Konsum von Drogen geringer Gefährlichkeit und der
Konsum sowie die Beschaffung der übrigen Drogen zum Eigengebrauch straffrei werden
sollten. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.11.1989
MARIANNE BENTELI

Wie auch immer Drogenpolitik in der Schweiz gehandhabt wird, so gerät sie ins
Kreuzfeuer divergierender Standpunkte. Für die einen, in erster Linie die Vertreter der
Autopartei und einen Teil der SVP, ist sie zu verständnisvoll und permissiv. Für die
anderen, Sozialarbeiter und Politiker aus dem links-grünen Spektrum, ist sie zu stur und
unmenschlich. Besonders deutlich wurde dies in den zum Teil sehr emotional geführten
Diskussionen um die Fixerräume in den grossen Städten der deutschen Schweiz. Aber
auch der Graben zwischen der Deutschschweiz und der Romandie vertiefte sich weiter,
da sich die welschen Kantonen nach wie vor strikte weigerten, ihren Drogensüchtigen
eine nicht repressive Infrastruktur anzubieten, wodurch diese in die Städte mit offener

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.11.1990
MARIANNE BENTELI
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Szene – vorab Zürich und Bern – auswichen und so dort die Probleme noch
verschärften. 3

In diesem Klima der allgemeinen Verunsicherung wäre ein klärendes Wort des
Bundesrates besonders nötig gewesen. Doch darauf wartete man bis Ende 1990
vergeblich, obgleich die Landesregierung bereits im Mai anlässlich einer Klausurtagung
von der Auswertung der Vernehmlassung zum Drogenbericht Kenntnis nahm und
Bundesrat Cotti verschiedentlich eine baldige Stellungnahme versprach. Als
Hauptgrund für diese Verzögerung wurde der Umstand angesehen, dass die
Vernehmlassung zwar eine deutliche Mehrheit für die Entkriminalisierung des
Drogenkonsums ergeben hatte – 15 Kantone und fünf Parteien (FDP, GB, GP, LdU und
SP) waren dafür –, dass sich aber die welschen Kantone und der Tessin vehement
dagegen aussprachen und sich zwei der vier Bundesratsparteien (CVP und SVP)
ebenfalls deutlich reserviert zeigten. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.11.1990
MARIANNE BENTELI

Das Massnahmenpaket des Bundesrates vermochte weder die Verfechter einer harten
noch die Vertreter einer liberalen Drogenpolitik zu überzeugen. Hauptpunkt der Kritik
war, dass sich der Bundesrat nicht imstande gezeigt habe, eine klare Linie
einzunehmen. Einerseits, so wurde bedauert, erteile die Regierung mit ihrer
Weigerung, das BetmG im Sinn einer Entkriminalisierung zu revidieren, all jenen eine
Absage, die neue Wege bei der Bewältigung des Drogenelends suchten; andererseits sei
er aber offenbar auch nicht gewillt, das bestehende Gesetz voll anzuwenden und
entziehe so jenen Behörden den Boden unter den Füssen, welche sich von der harten
Repression eine Lösung des Drogenproblems erhofften; anstatt zur längst notwendigen
Klärung trage der Bundesrat so zur Verfestigung der Orientierungslosigkeit bei und
zementiere eine Drogenpolitik des ständigen Zögerns, deren vorprogrammiertes
Scheitern eigentlich allen klar sein müsste. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.02.1991
MARIANNE BENTELI

Der einzig neue Ansatzpunkt schien die Bereitschaft des Bundesrates zu sein, die
Auswirkungen einer diversifizierten Drogenabgabe an Abhängige zu prüfen. Allgemein
wurde dies als Zustimmung des Bundes zu den vor allem in den Städten Basel, Bern und
Zürich seit längerem geforderten gezielten Versuchen mit der medizinisch
kontrollierten Abgabe von Heroin verstanden, welche ein Gutachten des EJPD vom
Vorjahr als rechtlich nicht ganz unbedenklich, aber doch zulässig eingestuft hatte. Im
Kanton Bern und in der Stadt Zürich gaben die Legislativen bereits grünes Licht für
derartige Versuche. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.04.1991
MARIANNE BENTELI

Politisch Verantwortliche der vom Drogenelend besonders betroffenen Städte sowie
Drogenfachleute reagierten mit Unverständnis und Enttäuschung auf die in der
Fragestunde der Wintersession 1991 erfolgte Ankündigung Cottis, bei den geplanten
Versuchen Heroin nicht zulassen zu wollen. Als Alternative nannte der Vorsteher des
EDI Morphin, welches als anerkanntes Medikament problemlos und in guter Qualität
erhältlich sei. Er begründete seinen Entscheid mit den Bedenken, durch eine ärztlich
verordnete Heroinabgabe könnte das BetmG ausgehöhlt werden. Seine Kritiker hielten
ihm entgegen, die Versuche seien ja gerade geplant worden, um Erfahrungen im
Hinblick auf eine Änderung der Betäubungsmittelgesetzgebung zu sammeln; Heroin von
diesem Versuch auszuschliessen, bedeute, dass wirkliche Erkenntnisse nun gar nicht
mehr möglich seien. Sie wiesen auch darauf hin, dass die Kantone für Versuche mit
Morphin nicht der Zustimmung des Bundes bedurft hätten; da Morphin im Rahmen der
kantonalen Gesundheitsgesetze mit Einwilligung der Kantonsärzte verschrieben werden
kann, sei dies ein Schritt in die falsche Richtung, nämlich hin zu einem noch grösseren
Föderalismus, wodurch die gravierenden regionalen Unterschiede noch verschärft
würden. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.09.1991
MARIANNE BENTELI
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Die von Politikern, Medien und Fachleuten immer lauter geforderte
Koordinationsaufgabe des Bundes bei der Definition einer gesamtschweizerischen
Drogenpolitik versuchte die Regierung durch die Einberufung einer nationalen
Drogenkonferenz am 1. Oktober wahrzunehmen, an welcher unter dem Vorsitz von
Bundespräsident Cotti Mitglieder der Kantonsregierungen, Vertreter interkantonaler
Gremien und des Städteverbandes sowie Beamte des EDI, des EJPD und des EDA das
Massnahmenpaket des Bundes diskutierten. Die Arbeitstagung vermochte die
bekannten Meinungsverschiedenheiten – so etwa zwischen einer mehr dem
Liberalismus verpflichteten Deutschschweiz und einer der Repression zuneigenden
Romandie – nicht auszuräumen und brachte ausser einem recht vagen Bekenntnis zu
verstärkter Zusammenarbeit nichts grundsätzlich Neues. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.10.1991
MARIANNE BENTELI

Weil das staatliche Verbot bestimmter Drogen total versagt habe und letzlich nur der
Drogenmafia nütze, traf der neugegründete «Verein gegen gesellschaftliche
Gleichgültigkeit» (VGGG) Anstalten, eine Volksinitiative zur Freigabe aller Drogen zu
starten. In seinen Vorstellungen ging er von einem Betäubungsmittelmonopol des
Staates aus: Ausser bei Cannabis, das völlig freigegeben werden sollte, wären
Organisation, Koordination und Kontrolle der Drogenbeschaffung Sache eines
Bundesamtes für Drogen. Vorgesehen wäre ein Werbeverbot und die Erhebung einer
Genuss-Steuer, deren Ertrag für die Prävention und – ähnlich wie beim Alkohol – für die
Deckung der sozialen Kosten der Suchtmittelabhängigkeit zur Verfügung gestellt
würde. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.11.1991
MARIANNE BENTELI

Die Drogenfachleute reagierten erleichtert, bedauerten aber die geringe
Teilnehmerzahl, da damit kaum schlüssige Resultate erreicht werden könnten. Die
Städte Basel, Bern, Freiburg, St. Gallen, Solothurn, Zug und Zürich meldeten umgehend
ihr Interesse an, mindestens einen Versuch mit harten Drogen durchzuführen. Der
Beginn der Versuche wurde auf Herbst 1992 in Aussicht gestellt. Der Erlass der
entsprechenden Verordnung verzögerte sich jedoch bis Ende Oktober, so dass
frühestens 1993 damit gestartet werden kann. Die vom Bundesrat gesetzten
Rahmenbedingungen lassen 13 Versuche zu, fünf davon mit Heroin. In die
Heroinversuche können nur schwerstabhängige, verelendete oder sich prostituierende
Drogensüchtige einbezogen werden, welche volljährig und seit mindestens zwei Jahren
nachweisbar drogenabhängig sind sowie mindestens zwei gescheiterte Entzüge hinter
sich haben und für andere Therapieprogramme nicht in Frage kommen. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.05.1992
MARIANNE BENTELI

Einigen Wirbel verursachte die Ankündigung, ein dem Verein «Schweizer Hanf-Freunde
und -Freundinnen» nahestehender Bauer im Wallis wolle erstmals seit Jahren in der
Schweiz wieder Hanf anbauen, um aus dessen Blättern Kräutertee bzw. Schnurwaren
herzustellen. Die zur Gewinnung von Haschisch geeigneten Blüten- und Fruchtstände
sollten, zumindest offiziell, vorgängig entsorgt werden. Da der Anbau von Hanf in der
Schweiz momentan nicht erwünscht sei, verweigerte das Bundesamt für Landwirtschaft
ein eingereichtes Subventionsbegehren, und nach einer gewissen Zeit der Ratlosigkeit –
der Anbau von Hanf ist nur zur Gewinnung von Haschisch verboten – griffen die Walliser
Polizeibehörden ein und zerstörten die Ernte, worauf der Bauer die Behörden mit einer
Schadenersatzklage bedrohte, da die Ernte bereits verkauft war. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.08.1993
MARIANNE BENTELI

Nachdem sich bereits Bundesrätin Ruth Dreifuss bei einem Augenschein in der Zürcher
Drogenszene für mehr Menschlichkeit im Umgang mit Drogenabhängigen sowie
weniger Emotionen in der Drogenpolitik ausgesprochen und die Möglichkeit einer
breiteren staatlichen Drogenabgabe nicht ausgeschlossen hatte, bekam die Diskussion
zu Jahresende neue Impulse durch zwei weitere SP- bzw. ex-SP-Exponenten, nämlich
den designierten Bundespräsidenten Otto Stich und die abtretende Zürcher
Fürsorgedirektorin Emilie Lieberherr. Stich, bisher nicht für sein liberales
Drogenengagement bekannt, sprach sich in mehreren Interviews dezidiert für ein
pragmatischeres Vorgehen und damit für die staatliche Drogenabgabe aus. Lieberherr
betonte ebenfalls, nur eine kontrollierte Abgabe der «auf der Gasse» gehandelten
Drogen könne die Drogenszene aus der Kriminalität führen und die Drogensüchtigen
einer effizienten Betreuung und Ausstiegshilfe zuführen. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.11.1993
MARIANNE BENTELI
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Zum zweitenmal nach 1991 lud das EDI Behördenmitglieder und Interessengruppen aller
drei staatlichen Ebenen zu einer nationalen Drogenkonferenz nach Bern ein. Die
Bundesräte Koller und Dreifuss riefen dazu auf, die drogenpolitische Debatte zu
deblockieren. Polarisierte Meinungen prallten kaum aufeinander. CVP, FDP und SP
bekräftigten schon vor der Tagung ihre Absicht, eine Teilrevision des
Betäubungsmittelgesetzes anzustreben, um möglichst rasch die gesetzliche Grundlage
für die ärztlichen Substitutionsprogramme mit Heroin zu schaffen. Derart konkrete
Fragen behandelte die Konferenz allerdings nur am Rande. Generell herrschte Einigkeit
darüber, dass in der Drogenpolitik differenziert und behutsam vorgegangen werden
muss, wobei Kohärenz, Koordination und Kommunikation zwischen allen Beteiligten zu
fördern und auszubauen seien. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.02.1995
MARIANNE BENTELI

Rund 100 führende Wirtschaftsvertreter sprachen sich im Herbst 1995 in einem
gemeinsam veröffentlichten Grundsatzpapier für eine ausgeweitete kontrollierte
Drogenabgabe an Süchtige, die Eliminierung sämtlicher offener Drogenszenen, eine
Entkriminalisierung des Drogenkonsums sowie für verstärkte Präventionsmassnahmen
im Bereich der Jugend- und Familienpolitik aus. Sie begründeten ihr Engagement mit
menschlicher Betroffenheit, aber auch mit der Ineffizienz der heute noch stark auf
Repression ausgerichteten Drogenpolitik, welche den Steuerzahler – und damit auch
die Wirtschaft – stark belastet, sowie mit Image-Problemen des Wirtschaftsstandortes
Schweiz. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.11.1995
MARIANNE BENTELI

Bereits vor der Vernehmlassung hatte sich die FMH, die Vereinigung der Schweizer
Ärzte, für eine Entkriminalisierung des Drogenkonsums, eine Verstärkung der
Prävention und die Ausdehnung der Behandlung mit Ersatzdrogen ausgesprochen. Bei
Schwerstsüchtigen müsse unter Umständen anfänglich die konsumierte Substanz wie
etwa Heroin eingesetzt werden, allerdings im Rahmen eines klar definierten
Therapieansatzes. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.02.1996
MARIANNE BENTELI

Im Mai 2020 gab eine Befragung der WHO in den Medien zu reden, im Rahmen derer
der Umgang von europäischen Schülerinnen und Schülern zwischen 11 und 15 Jahren mit
Drogen, Sexualität, Ernährung und weiteren Themen bezüglich Gesundheit untersucht
wurde. Das Suchtmittel, das von Schweizer Jugendlichen am meisten konsumiert wird,
ist gemäss der Organisation Sucht Schweiz, welche die Studie für die WHO hierzulande
durchführte, der Alkohol. So hätten sich 8 Prozent der weiblichen und 13 Prozent der
männlichen 15-jährigen Umfrageteilnehmenden im Monat vor der Erhebung mindestens
einmal richtig betrunken gefühlt. Im europäischen Vergleich liegen diese Zahlen wie
auch die Zahlen zum Zigarettenkonsum etwa im Mittelfeld. Anders sieht es hingegen
bezüglich Umgang mit Cannabis aus, wo die Schweizer Jugend 2020 negativ auffiel. 27
Prozent der befragten Schüler und 17 Prozent der befragten Schülerinnen haben der
Umfrage zufolge bereits einmal Kontakt mit Cannabis gehabt. Zudem gaben 13 Prozent
der Jungen und 8 Prozent der Mädchen an, innerhalb der letzten dreissig Tage vor der
Befragung die Droge konsumiert zu haben – dies sind doppelt beziehungsweise mehr
als dreimal so viele wie bei den Erwachsenen, von denen gemäss der Erhebung 4
Prozent während des letzten Monats Cannabis konsumiert haben. Damit lassen sich die
Schweizer Schülerinnen im Bezug auf Cannabiskonsum im oberen Mittelfeld verorten,
währenddem lediglich bulgarische Schüler öfter Cannabis konsumieren als Schweizer
Schüler. Sucht Schweiz erklärte die hohen Werte mit unterschiedlichen interagierenden
Faktoren. Cannabis werde in der Schweiz gesellschaftlich bis zu einem gewissen Grad
akzeptiert, was dazu führe, dass manche Jungen und Mädchen die Droge «als nicht so
schlimm ansehen». Zudem gebe es einen Zusammenhang zwischen der
Wahrscheinlichkeit des Konsums von psychoaktiven Substanzen und dem sozialen
Umfeld. Jugendliche, welche ihre familiäre Unterstützung als gering bis mittelmässig
wahrnähmen, würden eine höhere Wahrscheinlichkeit aufweisen, mindestens einmal
zur Zigarette zu greifen, Alkohol zu trinken oder Cannabis zu rauchen. Gemäss Tages-
Anzeiger muss bezüglich Cannabis jedoch von den Befragungen der WHO und Sucht
Schweiz ausgehend festgehalten werden, dass die Jugendlichen 2020 nicht häufiger
kifften, als es früher üblich gewesen war. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.05.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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